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Einführung und Gang der Darstellung 

Nach Art. 27 Nr. 2 mit 34 Abs. 2 EuGVÜ wird ein ausländisches Urteil nicht 
zur Vollstreckung anerkannt, wenn dem Beklagten, der sich auf das Verfahren 
nicht eingelassen hat, das dieses Verfahren  einleitende Schriftstück nicht ord-
nungsgemäß und nicht so rechtzeitig zugestellt worden ist, daß er sich verteidi-
gen konnte.1 

Diese Vorschrift  stellt eine Ausnahme zum Grundsatz des EuGVÜ dar, Ur-
teile der anderen Vertragsstaaten anzuerkennen, ohne diese auf ihre Rechtmä-
ßigkeit zu überprüfen.  Das Anerkennungsgericht soll selbständig feststellen 
dürfen, ob dem Beklagten rechtliches Gehör gewährt wurde. Entweder war 
dieser aktiv am Verfahren  beteiligt und hat so die Möglichkeit zur Äußerung 
tatsächlich wahrgenommen. Wenn dies nicht der Fall war, muß zumindest 
sichergestellt sein, daß der Beklagte über das gegen ihn laufende Verfahren  in 
der Weise informiert  worden ist, daß er sich hätte verteidigen können. 

Zweifelhaft  ist dabei, was unter dem verfahrenseinleitenden  Schriftstück zu 
verstehen ist, wenn sich der Prozeßgegenstand im Laufe des Verfahrens  ändert. 

1. Die Fälle aus der Praxis 

In der Praxis wurden dabei folgende Fälle problematisch: 

Genügt die Zustellung einer Scheidungsklage, um auch einen Unterhaltstitel 
anzuerkennen, der im gleichen Verfahren  ohne weitere Zustellung abgeurteilt 
wurde? Ist für die Erweiterung einer Klage von 56 Millionen Lire auf 76 Mil-
lionen eine erneute Zustellung der Klage nötig? Kann ein Titel über einen 
Schadensersatzanspruch anerkannt werden, der nach Zustellung allein der straf-
rechtlichen Anklage im Adhäsionsverfahren  ergangen ist? Kann die im Nach-
verfahren  ohne weitere Anhörung festgesetzte Gebührenforderung  des Rechts-
anwalts gegenüber seinem Mandanten vollstreckt werden? 

In allen diesen Fällen war die ursprüngliche Klage zwar ordnungsgemäß und 
rechtzeitig zugestellt worden, die Kenntnis des Beklagten von der geänderten 
Klage ließ sich aber nicht nachweisen. Das Anerkennungsgericht stand vor der 

1 Gleichlautend Art. 27 Nr. 2 LugÜ und ähnlich auch Art. 6 UVÜ 1973. 
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Frage, ob für Art. 27 Nr. 2 EuGVÜ die einmalige Prozeßeinleitung ausreicht 
oder ob auch die Zustellung späterer Änderungen zu prüfen ist. 

2. Das Problem 

Das verfahrenseinleitende  Schriftstück ist nach der üblichen Definition die 
von der jeweiligen Rechtsordnung vorgesehene Urkunde, durch deren Zustel-
lung der Beklagte erstmalig von dem der Entscheidung zugrundeliegenden 
Verfahren  Kenntnis erlangt hat.2 

Der Begriff  des Verfahrens  könnte dabei zunächst ganz formal verstanden 
werden. Ausreichend wäre danach, wenn der Beklagte weiß, daß überhaupt ein 
gerichtliches Verfahren  gegen ihn läuft. Spätere Änderungen in diesem Verfah-
ren wären dann für Art. 27 Nr. 2 EuGVÜ unerheblich. 

Die Berücksichtigung des Zwecks von Art. 27 Nr. 2 EuGVÜ, dem Beklagten 
die Verteidigung gegen den geltend gemachten Anspruch zu ermöglichen, 
könnte aber auch zu einer inhaltlichen Bestimmung führen. Spätere Änderungen 
können das einmal eingeleitete Verfahren  so einschneidend verändern, daß 
nicht mehr vom selben Verfahren  gesprochen werden kann. Dem Urteil läge 
dann ein neues, anderes Verfahren  zugrunde, für das eigenständig die verfah-
renseinleitende Zustellung i.S.d. Art. 27 Nr. 2 EuGVÜ zu prüfen wäre. 

Für eine formale Betrachtungsweise scheint auf den ersten Blick zu sprechen, 
daß sie die Schwierigkeiten vermeidet, Verfahrensänderungen,  die das Verfah-
ren in seiner Identität betreffen,  von bloßen Ergänzungen und Korrekturen ab-
zugrenzen. Für die Beurteilung von Anhangsverfahren,  etwa Kostenfestset-
zungsverfahren,  die in einem Nachverfahren  zwischen den Parteien die Kosten-
grundentscheidung des Urteils konkretisieren oder auch die Kosten des Rechts-
anwalts seinem Mandanten gegenüber festsetzen, ist ein solcher formaler  Ver-
fahrensbegriff  jedoch nicht ohne weiteres brauchbar. Bisher ist noch nicht 
geklärt, welche Elemente hier entscheidend sein sollen: gleiche Parteien, glei-
ches Gericht, gleicher Streitgegenstand, gleiches Aktenzeichen? 

Der Begriff  des verfahrenseinleitenden  Schriftstücks in Art. 27 Nr. 2 EuGVÜ 
bedarf  daher der Präzisierung. Dabei ist zu klären, wann ein neues Verfahren  im 
Sinne dieser Vorschrift  vorliegt. 

2 Bülow/Böckstiegel-Linke,  Art. 27 EuGVÜ Anm. III 3. 
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3. Vorgehensweise 

Für die Antwort auf diese Frage käme entweder ein Verweis auf das entspre-
chende Institut des nationalen Prozeßrechts oder eine vertragsautonome Ausle-
gung in Betracht. Bei einem Verweis auf das nationale Recht wäre festzustellen, 
ob der Begriff  des verfahrenseinleitenden  Schriftstücks nach innerstaatlichem 
Verständnis auch bestimmte spätere Änderungen im Verfahren  umfassen kann. 
Für die autonome Auslegung wäre eine eigene, europäische Begriffsbestim-
mung vorzunehmen. 

Grundlage für beides sind die Regelungen in den nationalen Rechtsordnun-
gen. Denn auch die autonome Auslegung von Rechtsbegriffen  erfolgt  nicht 
losgelöst vom nationalen Recht. Für die autonome Auslegung des EuGVÜ ist 
vielmehr eine wertende Rechtsvergleichung vorzunehmen. Dabei soll unter 
Berücksichtigung der Ziele des Übereinkommens anhand der innerstaatlichen 
Lösungen die beste Regelung gefunden werden. 

Im folgenden sollen daher in einem ersten Schritt rechtsvergleichend alle 
jenen innerstaatlichen Prozeßsituationen untersucht werden, bei denen das Pro-
blem der Verfahrensidentität  von Bedeutung ist (Teil 1). Als repräsentativ für 
die Rechtsordnungen der Vertragsstaaten wurden dabei die französische, die 
englische, die italienische, österreichische und deutsche Rechtsordnung ausge-
wählt. Zunächst ist die Verfahrenseinleitung  in den einzelnen Staaten darzu-
stellen, insbesondere die Information des Klagegegners darüber, welcher kon-
krete Anspruch geltend gemacht wird (Kap. A). Im Anschluß daran soll unter-
sucht werden, wie die jeweiligen Rechtsordnungen mit späteren Änderungen im 
Verfahren  umgehen. Dabei ist besonderes Augenmerk auf die Frage zu lenken, 
wie dem abwesenden Beklagten hiervon Kenntnis zu geben ist (Kap. B). In 
diesem Zusammenhang sollen die für Art. 27 Nr. 2 EuGVÜ bedeutsamen Ver-
fahrenssituationen dargestellt werden. Dabei handelt es sich vor allem um Ver-
fahren ohne Beteiligung des Beklagten (Kap. C). Abschließend wird ein Blick 
auf Anhangsverfahren  (Kap. D) und die Behandlung des Zivilantrags im Straf-
prozeß geworfen (Kap. E). 

In einem zweiten Schritt wird auf der Grundlage dieser Ergebnisse zu über-
legen sein, wie der Begriff  des verfahrenseinleitenden  Schriftstücks i.S.d. 
Art. 27 Nr. 2 EuGVÜ zu bestimmen ist (Teil 2). 


